Kantonsrat St.Gallen 23.24.01
XI. Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss Uber die Zahl der Richter
Botschaft und Entwurf der Regierung vom 13. August 2024

Inhaltsverzeichnis

Zusammenfassung 2
1 Ausgangslage

1.1 Hohe Geschaftslast der Zivil- und Strafgerichte

1.2 Ressourcenbedarf 3
2 Ursachen der Mehrbelastung der Zivil- und Strafgerichte 3
21 Allgemeine Vorbemerkung 3
2.2 Mehrbelastung im Strafrecht 4
2.3 Mehrbelastung im Zivilrecht, insbesondere im Familienrecht 4
3 Auswirkungen der zu hohen Geschéftslast 5
3.1 Zunahme der Pendenzen 5
3.11 Strafkammer des Kantonsgerichtes 5
3.1.2 Familienrechtskammer des Kantonsgerichtes 6
3.1.3 Kreisgerichte 6
3.2 Zunahme der Verfahrensdauer 6
3.2.1 Strafkammer des Kantonsgerichtes 7
3.2.2 Familienrechtskammer des Kantonsgerichtes 7
3.2.3 Kreisgerichte 8
3.3 Negative Folgen fir den Rechtsfrieden und die Rechtsuchenden 8
4 Ausgeschopfte Effizienzsteigerungsmassnahmen 9
5 Bedarf zuséatzlicher personeller Ressourcen 9
5.1 Ressourcenbedarf Kantonsgericht 10
5.2 Ressourcenbedarf Kreisgerichte 10
6 Finanzielle Auswirkungen 11
6.1 Kantonsgericht 11
6.2 Kreisgerichte 11
6.3 Finanzplanungsprozess (Budget, Aufgaben- und Finanzplan) 12
7 Anpassung des Kantonsratsbeschlusses Uber die Zahl der Richter 12

1/15



7.1 Zahl der Richterinnen und Richter 12

7.2 Sprachliche Gleichbehandlung der Geschlechter 12
8 Antrag 13
Entwurf (XI. Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss tber die Zahl der Richter) 14
Zusammenfassung

Seit der Einfihrung der Schweizerischen Strafprozessordnung und der Schweizerischen Zivil-
prozessordnung per 1. Januar 2011 hat die Geschaftslast am Kantonsgericht und bei den Kreis-
gerichten stetig zugenommen. Dies ist namentlich auf die hohen Fallzahlen und die gestiegene
Komplexitat zurtickzuftihren. Die Ursachen fiir die héhere Komplexitét liegen in den erwahnten
Prozessordnungen, weiteren Gesetzesanpassungen und in den gesteigerten Anforderungen
aufgrund der bundesgerichtlichen Rechtsprechung. Das Kantonsgericht und die Kreisgerichte
haben zahlreiche interne Effizienzsteigerungsmassnahmen getroffen; diese sind mittlerweile aus-
geschopft. Trotz aller Massnahmen nehmen die Pendenzen und die Verfahrensdauern weiter zu
und haben mittlerweile ein besorgniserregendes Ausmass angenommen. Diese Entwicklung hat
negative Auswirkungen fiir die Justiz und im Besonderen fur alle betroffenen Rechtsuchenden.
Das Kantonsgericht ersucht den Kantonsrat deshalb um Bewilligung zuséatzlicher Personalres-
sourcen, damit die Pendenzen und die Verfahrensdauern wieder auf ein rechtsstaatlich vertret-
bares Mass reduziert werden kénnen. In Bezug auf das Kantonsgericht bedarf es dabei einer
Anpassung des Kantonsratsbeschlusses tber die Zahl der Richter.

Frau Prasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen mit dieser Vorlage Botschaft und Entwurf des XI. Nachtrags zum Kantons-
ratsbeschluss Uber die Zahl der Richter.

1 Ausgangslage
1.1 Hohe Geschéftslast der Zivil- und Strafgerichte

Beim Kantonsgericht und bei den Kreisgerichten hat die Geschéaftslast in den letzten Jahren ste-
tig zugenommen und inzwischen ein besorgniserregendes Ausmass erreicht. Dies ist auf ver-
schiedene Ursachen zurlickzufuhren, insbesondere auf diverse bundesrechtliche Gesetzesande-
rungen (vgl. Abschnitt 2). Das Kantonsgericht hat in den letzten Geschéftsberichten wiederholt
auf diese Entwicklung hingewiesen (vgl. insbesondere Geschaftsberichte der kantonalen Ge-
richte Uber das Jahr 2023 [32.24.02], Abschnitt 1.2). Die Geschéftslast ist derart hoch, dass die
Geschaftserledigung mit der Zahl der eingehenden Falle schon langer nicht mehr Schritt halten
kann. Dies flhrte dazu, dass die Anzahl hangiger Verfahren und deren Dauer bereits stark zu-
genommen haben, was sich vor allem sehr nachteilig auf die Rechtsuchenden auswirkt (vgl. Ab-
schnitt 3). Gerichtsintern wurden die moéglichen Effizienzsteigerungsmassnahmen bereits ergrif-
fen, um die verfiigbaren Ressourcen optimal einzusetzen und die Fallbearbeitung maglichst effi-
zient vorzunehmen (vgl. Abschnitt 4).
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1.2 Ressourcenbedarf

Die Rechtspflegekommission hat im letzten Jahr das Kantonsgericht visitiert. Dabei war die hohe
Geschéftslast (vgl. Abschnitt 1.1) ein wesentliches Thema. In ihrem Bericht vom 3. April 2024
(82.24.02) empfiehlt die Rechtspflegekommission dem Kantonsrat bei der Beratung entsprechen-
der Stellenbegehren die steigenden Fallzahlen, die bundesrechtlich neu eingefiihrten Fristen so-
wie die ausgeschopfte Output-Steigerung des Kantonsgerichtes zu bertcksichtigen und den Kan-
tonsratsbeschluss Uber die Zahl der Richter (sGS 941.10) entsprechend anzupassen. Wie die
Rechtspflegekommission festgestellt hat, sind die internen Massnahmen zur Output-Steigerung
ausgeschopft.

Trotz der verschiedenen Effizienzsteigerungsmassnahmen fuhren die sehr hohe Geschéftslast
und die gestiegene Komplexitat zu einer Zunahme der Pendenzen und der Verfahrensdauern.
Das Kantonsgericht ist ebenfalls Giberzeugt, dass die gerichtsinternen Optimierungsmassnahmen
ausgeschdopft sind. Im Interesse der Rechtsuchenden und der Justiz sind deshalb zusatzliche
Personalressourcen sowohl beim Kantonsgericht als auch bei den Kreisgerichten nétig.

Das Kantonsgericht wird dem Kantonsrat im Finanzplanungsprozess fir das Budget 2025 und
den Aufgaben- und Finanzplan 2026-2028 entsprechende Stellenbegehren unterbreiten (vgl.
Abschnitt 5 f.). Soweit der beantragte Ressourcenausbau eine Anpassung des Kantonsrats-
beschlusses lber die Zahl der Richter erforderlich macht, ist dafiir ebenfalls der Kantonsrat zu-
standig. Nach Art. 39 Abs. 1 des Geschéftsreglements des Kantonsrates (sGS 131.11) wird eine
entsprechende Vorlage durch die Regierung unterbreitet. Aufgrund des engen Sachzusammen-
hangs enthalt die vorliegende Botschaft die Erwagungen fiir beide Geschéfte (Finanzplanungs-
prozess und Anpassung des Kantonsratsbeschlusses tber die Zahl der Richter).

2 Ursachen der Mehrbelastung der Zivil- und Strafgerichte

2.1 Allgemeine Vorbemerkung

Beim Kantonsgericht und bei den Kreisgerichten steigt die Geschéftslast seit langerer Zeit. Die
Ursachen liegen im Wesentlichen in der grossen Anzahl der Verfahren und der stetig steigenden
Komplexitat. Die Entwicklung ist auf verschiedene Gesetzesrevisionen auf Bundesebene zurtick-
zufiihren, insbesondere auf die Einfihrung der Schweizerischen Zivilprozessordnung (SR 272)
und der Schweizerischen Strafprozessordnung (SR 312.0; abgekurzt StPO). Hinzu kommt eine
bundesgerichtliche Rechtsprechung, welche die Anforderungen an die Gerichte und insbeson-
dere an die Begrindung der Entscheide immer hoher setzt.

Die steigende Komplexitat zeigt sich im Rechtsalltag auch darin, dass der Umfang der Akten-
dossiers in den letzten Jahren zugenommen hat. Aufgrund der gestiegenen gesetzlichen und
bundesgerichtlichen Anforderungen werden sowohl die Rechtsschriften der Rechtsanwaltinnen
und Rechtsanwadlte als auch die Urteile immer umfangreicher. Dies bringt einen entsprechend
hoheren Bearbeitungsaufwand mit sich.

Ein weiterer Faktor ist das Bevolkerungswachstum (siehe
Grafik) bzw. die damit einhergehende Zunahme von Inter-
aktionen, Lebenssachverhalten (privater und geschéftli- 540,000
cher Natur) und Konflikten, die wiederum zu einem An- 520,000
stieg der Anzahl Gerichtsverfahren filhren. Sodann erhoht
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2.2 Mehrbelastung im Strafrecht

Im Bereich des Strafrechts flihrte wie bereits erwahnt die Einflhrung der schweizerischen Straf-
prozessordnung zu einem erheblichen Mehraufwand. In der Gerichtspraxis zeigte sich, dass die
bundesrechtliche Strafprozessordnung im Vergleich zur frilheren kantonalen Prozessordnung
diverse Regelungen enthalt, welche die tagliche Fallbearbeitung komplexer und aufwandiger
machen. Rickblickend betrachtet ist der Mehraufwand viel grosser als urspriinglich angenom-
men. Beispielhaft kénnen dafir folgende prozessualen Neuerungen aufgelistet werden: notwen-
dige Vorprifung der Anklage, verstarkte Unmittelbarkeit (mehr Beweisaufnahmen vor Gericht),
erhohte Anforderungen an die Protokollfiihrung, zusatzliche Aufgaben des Sachgerichts, hohere
Anforderungen betreffend die notwendige bzw. amtliche Verteidigung. Per 1. Oktober 2016 tra-
ten Uberdies die Vorschriften betreffend die Landesverweisung (Art. 66a ff. des Schweizerischen
Strafgesetzbuches [SR 311.0]) in Kraft. Auch diese Bestimmungen fuhrten fiir die Strafgerichte
zu einer substanziellen Zunahme der Geschéftslast, da die Staatsanwaltschaft Falle mit mogli-
cher Landesverweisung zwingend dem Gericht zur Entscheidung Uberweisen muss und nicht
mehr selbst erledigen darf. Die Priifung der Landesverweisung ist ausgesprochen aufwandig,
namentlich in Bezug auf in der Schweiz geborene und/oder aufgewachsene Auslanderinnen

und Auslander. Diese ziehen entsprechende Entscheide zudem im Fall einer Landesverweisung
durch séamtliche Instanzen, sprich vom Kreisgericht an das Kantonsgericht und in der Folge auch
an das Bundesgericht. Die Anzahl solcher Falle ist dabei viel hoher als ursprunglich angenom-
men. Zu diesen Gesetzesanpassungen kommt eine Verscharfung der bundesgerichtlichen Recht-
sprechung. Diese fihrt dazu, dass der Arbeitsaufwand je Fall fir die Begrindung der Entscheide,
namentlich beziglich Strafzumessung und Landesverweisungen, stark zugenommen hat.

Ergéanzend ist auf den erhohten Aufwand im Bereich der Zwangsmassnahmen hinzuweisen.

Die Anzahl Entsiegelungsverfahren ist in den letzten Jahren stetig gestiegen. In diesen Verfah-
ren sind teilweise sehr grosse Datenmengen vom Zwangsmassnahmengericht zu prufen. Neu
werden in diesen Verfahren zudem Verhandlungen durchzufiihren sein, was bisher nicht der Fall
war. Hinzu kommen auch Spiegelungen von sichergestellten bzw. sicherzustellenden elektroni-
schen Datentragern. Da das kantonale Zwangsmassnahmengericht beim Kreisgericht Toggen-
burg angesiedelt ist, fallt dieser Mehraufwand bei diesem Gericht an; dies ist bei der Prifung der
notwendigen Ressourcen besonders zu berticksichtigen. Die im Zusammenhang mit dem Sprin-
gersystem regelmassig erfolgenden Auswertungen zur Geschéftslast der Kreisgerichte zeigen
denn auch, dass das Kreisgericht Toggenburg tUberproportional belastet ist.

2.3 Mehrbelastung im Zivilrecht, insbesondere im Familienrecht

Im ganzen Bereich des Zivilrechts hat der Bearbeitungsaufwand mit der Einfihrung der schwei-
zerischen Zivilprozessordnung ebenfalls stark zugenommen. Der Aufwand fiir die Verfahrens-
leitung ist hoher als unter der frilheren kantonalen Zivilprozessordnung. Die Parteien verzichten
trotz doppeltem Schriftwechsel oftmals nicht auf eine mindliche Hauptverhandlung und aufgrund
des allgemeinen Replikrechts werden deutlich mehr Rechtsschriften als friiher eingereicht. Wie
im Strafrecht ist die Komplexitat gestiegen und der Bearbeitungsaufwand hat zugenommen.

Zu einem betréchtlichen Mehraufwand fiihrten zudem verschiedene Gesetzesrevisionen im Fami-
lienrecht, die Abbild des sich stark wandelnden Familienbilds sind. Per 1. Januar 2017 wurde das
Unterhaltsrecht umfassend revidiert. Beispielhaft hervorgehoben werden kann die Komplexitat
bei der Berechnung des Kindes-, des Ehegatten- und des nachehelichen Unterhalts. Unterhalts-
berechnungen waren bereits nach dem friiheren Recht aufwandig, sind nun mit dem neuen
Unterhaltsrecht aber nochmals deutlich komplizierter. Die Berechnungen nehmen viel mehr Zeit
in Anspruch und der entsprechende Erklarungsbedarf gegeniiber den Parteien hat dementspre-
chend zugenommen. Weitere Revisionen des ZGB flhren mittlerweile zu betrachtlichem Mehr-
aufwand bei den Gerichten, z.B. das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht (seit dem Jahr
2013), die Moglichkeit des Erstreitens einer alternierenden Obhut gegen den Willen des anderen
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Elternteils (seit dem Jahr 2017) oder die Ubertragung der Zustandigkeit zur Regelung der Kinder-
belange fur Kinder nicht verheirateter Eltern von den Kindes- und Erwachsenenschutzbehérden
auf die Gerichte, wenn eine Unterhaltsklage erhoben wird (seit dem Jahr 2017). Ahnlich wie im
Bereich des Strafrechts kommt auch im Familienrecht eine bundesgerichtliche Rechtsprechung
hinzu, die sehr komplex ist und zu einer weiteren Erh6hung des Begriindungsaufwands gefiihrt
hat.

Mit der per 1. Januar 2025 in Kraft tretenden Revision der Zivilprozessordnung wird infolge der
Neuregelung zum Kostenvorschuss und dem Wegfall des Schlichtungsverfahrens bei Klagen
betreffend Kinderbelange bei unmindigen und mindigen Kindern die Geschéftslast weiter stei-
gen. Eine weitere Fallzunahme wird mit der ebenfalls per 1. Januar 2025 in Kraft tretenden Re-
vision des eidgendssischen Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes (SR 281.1) eintreten.

3 Auswirkungen der zu hohen Geschaftslast

Die Gerichte sollen im Interesse des Rechtsfriedens und der Rechtssicherheit in der Lage sein,
Gerichtsverfahren moglichst rasch und qualitativ hochwertig zu bearbeiten. Leider zeigt sich im
Gerichtsalltag aufgrund der hohen Geschéaftslast und der gestiegenen Komplexitat, dass die Pen-
denzenzahlen steigen und die Dauer der Verfahren langer wird. Beides ist weder im Interesse
des Rechtsfriedens noch der Rechtsuchenden und auch nicht férderlich fir den Wirtschaftsstand-
ort St.Gallen.

3.1 Zunahme der Pendenzen

Die Anzahl der Pendenzen hat besorgniserregende Ausmasse angenommen. Dies kann beispiel-
haft anhand der Strafkammer und der Familienrechtskammer des Kantonsgerichtes und auch fur
die Kreisgerichte aufgezeigt werden.

3.1.1 Strafkammer des Kantonsgerichtes
In der Strafkammer stieg die Anzahl der Penden-
Pendenzen Strafkammer zen in den letzten zehn Jahren um 178 Prozent
300 an. Die Anzahl der Pendenzen hat sich in den
letzten zehn Jahren fast verdreifacht (2014: 104;
2023: 289). Allein das Abarbeiten der aufgelau-
250 fenen Geschéftslast wiirde (ohne neu hinzukom-
mende Falle) in der Strafkammer rund 18 Monate
in Anspruch nehmen. Mit dem Anstieg der Ge-
schéfts- und Pendenzenlast nimmt auch die Ver-
fahrensdauer zu. Aufgrund der zu knappen per-
150 sonellen Ressourcen kénnen eingehende Ver-
fahren erst verzogert bearbeitet werden, wodurch
rechtsstaatlich problematische Wartezeiten ent-
100 stehen.

200
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Familienrechtskammer des Kantonsgerichtes

Pendenzen Familienrecht

Kreisgerichte

Pendenzen Kreisgerichte
(Gesamtiibersicht)

Familienrechtliche Verfahren kénnen beim Kan-
tonsgericht in die Zustandigkeit der Familien-
rechtskammer (Kollegialgericht) oder in die Zu-
standigkeit der Einzelrichterin bzw. des Einzel-
richters im Familienrecht fallen. Die Grafik zeigt
die Entwicklung der Pendenzenlast auf (Kollegi-
algericht und Einzelrichterin oder Einzelrichter).
Bei einer Betrachtung beider Zustandigkeitsbe-
reiche ergibt sich folgendes Bild: Der Stand der
Pendenzen ist deutlich héher als vor zehn Jah-
ren und insgesamt auf einem zu hohen Niveau
(2014: 143; 2023: 231). Die Anzahl der Penden-
zen ist in den letzten zehn Jahren um 62 Prozent
gestiegen.

Die Entwicklung der Pendenzen bereitet nicht
nur beim Kantonsgericht Sorge, sondern auch
bei den Kreisgerichten. Uber alle Kreisgerichte
hinweg ist die Anzahl der Pendenzen in den letz-
ten zehn Jahren um 32 Prozent angestiegen,
d.h. die Anzahl pendenter Verfahren hat von
2'574 (per Ende 2014) auf 3'395 (per Ende
2023) bzw. um 821 Verfahren zugenommen.

Zunahme der Verfahrensdauer

Mit dem Anstieg der Pendenzen verlangert sich auch die Dauer der Verfahren. Zum einen flhrten
die gestiegene Komplexitat und der beschriebene Mehraufwand zu einer Verlangerung der Ver-
fahren; zum anderen entsteht aufgrund der Uberlastung ein «Riickstau», wodurch die Bearbei-
tung zeitlich verzégert wird. Um die negative Entwicklung bei der Verfahrensdauer aufzuzeigen,
erfolgte eine Auswertung, wie viele Verfahren bereits langer als ein Jahr dauerten und wie die
Anzahl solcher langen Verfahren Uber die Jahre zugenommen hat.
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Strafkammer des Kantonsgerichtes

Kantonsgericht Strafkammer
Verfahrensdauer tiber einem Jahr

Bei der Strafkammer des Kantonsgerichtes ist die
Anzahl Verfahren mit einer Verfahrensdauer von
Uber einem Jahr markant gestiegen (vgl. Grafik).

Im letzten Geschaftsjahr dauerten bereits 78
Strafverfahren langer als ein Jahr.

Mit der per 1. Januar 2024 in Kraft getretenen
Teilrevision der StPO wird in Art. 408 Abs. 2 neu
festgehalten, dass die Strafkammer als Beru-
fungsgericht innerhalb von 12 Monaten zu ent-
scheiden hat. Aufgrund der sehr hohen Ge-
schéftslast lasst sich bereits jetzt voraussagen,
dass die Strafkammer diese bundesrechtliche
Frist sehr oft nicht wird einhalten kénnen (vgl.
dazu auch Abschnitt 3.3).

Familienrechtskammer des Kantonsgerichtes

Auch im Bereich des Familienrechts ist die An-
zahl jener Verfahren, die langer als ein Jahr dau-
ern, stark gestiegen.

Vor zehn Jahren, d.h. im Geschéftsjahr 2014,
war dies noch bei 22 Verfahren der Fall. Im letz-
ten Geschéftsjahr dauerten bereits 107 Verfahren
langer als ein Jahr, d.h. die Anzahl hat sich prak-
tisch verfunffacht.
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3.2.3 Kreisgerichte

Auch bei den Kreisgerichten hat die Anzahl der
Verfahren, die langer als ein Jahr dauern, augen-
fallig zugenommen (vgl. Grafik).

Kreisgerichte
Verfahrensdauer tiber einem Jahr
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dauerten 367 Verfahren langer als ein Jahr. Im

500 Geschéftsjahr 2023 traf dies bereits auf 620 Ver-
fahren zu, d.h. es liegt eine Zunahme von rund
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3.3 Negative Folgen fur den Rechtsfrieden und die Rechtsuchenden
Auf Verfassungsebene ist festgeschrieben, dass Rechtspflegeverfahren und Gerichtsorganisation
zu gewabhrleisten haben, dass rasch und verlasslich Recht gesprochen wird (vgl. Art. 77 Abs. 3
der Verfassung des Kantons St.Gallen [sGS 111.1]). Die aufgezeigte Entwicklung der Penden-
zenzahlen und der Verfahrensdauern lauft diesem Verfassungsgrundsatz (vgl. auch Art. 29

Abs. 1 der Bundesverfassung [SR 101]) sowie im Strafrecht Uberdies dem in Art. 5 StPO ver-
ankerten Beschleunigungsgebot in nicht mehr vertretbarer Weise zuwider. Lange Verfahrens-
dauern wirken sich im Rechtsalltag in verschiedener Hinsicht negativ aus, was folgende Beispiele
aus dem Strafrecht und aus dem Familienrecht aufzeigen:

Die lange Verfahrensdauer und die Wartezeit bis zu einem Entscheid ist fir alle Beteiligten eines
Strafverfahrens und im Besonderen fir die betroffenen Opfer sehr belastend. Zudem muss eine
zu lange Verfahrensdauer bei der Strafzumessung zwingend bertcksichtigt werden, was wiede-
rum tiefere Strafen zur Folge hat. Da die Landesverweisung erst nach rechtskréftiger Verfah-
renserledigung vollzogen werden kann, wirken sich lange Verfahrensdauern dahingehend aus,
dass die Taterinnen und Téter entsprechend l&nger in der Schweiz bleiben. Seit dem 1. Januar
2024 gibt die Strafprozessordnung vor, dass das Kantonsgericht Strafverfahren innerhalb von
zwolIf Monaten zu erledigen hat (vgl. Art. 408 Abs. 2 StPO). Wie die oben aufgefihrten Zahlen
zeigen, ist dies bereits heute bei einer Vielzahl von Strafverfahren (2021: 82 Falle; 2022: 71 Falle;
2023: 78 Falle) nicht moglich. Das Kantonsgericht kann die bundesrechtlich vorgegebene Frist
nicht einhalten. Das Bundesgericht stellte bereits in Einzelfallen fest, dass der Anspruch auf Be-
urteilung innert angemessener Frist verletzt worden ist (vgl. z.B. Entscheid des Bundesgerichtes
6B_1058/2023 vom 9. April 2024). Solche Rlgen sind sehr bedauerlich und auf die zu hohe Ge-
schaftslast zuriickzufiihren. Sie kénnen inskinftig auch Kostenfolgen fir den Kanton zeitigen.

Lange Verfahrensdauern wirken sich auch im Familienrecht sehr nachteilig aus. Ehepaare, Eltern
und Kinder erhalten immer haufiger keine Entscheidung innert angemessener Frist. Dies ist fur
die Betroffenen sehr belastend, was oft eine vermeidbare Eskalation des Konflikts zur Folge hat.
Hinzu kommt, dass wéahrend des Verfahrens neue Konfliktfelder entstehen kdnnen, die wiederum
zu zusatzlichen Streitigkeiten und weiteren Eingaben im Verfahren fihren. Je langer das Verfah-
ren dauert, umso hoher ist zudem die Wahrscheinlichkeit, dass sich allgemeine Lebensumsténde
(z.B. Wohnort, Beruf, Schule usw.) derart verandern, dass sie wiederum Einfluss auf die richter-
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liche Beurteilung haben. Dies kann z.B. dazu fiihren, dass der Unterhalt mehrfach berechnet wer-
den muss, was abermals einen héheren Aufwand zur Folge hat und die Verfahren noch mehr
verlangert.

Dem Kantonsgericht und den Kreisgerichten ist es ein Anliegen, dass entsprechend der ver-
fassungsrechtlichen Vorgabe im Interesse der Rechtsuchenden rasch Recht gesprochen wer-
den kann. Diesem wichtigen Anliegen kann leider immer 6fter nicht mehr nachgekommen wer-
den. Dies belastet auch die Mitarbeitenden der Gerichte, was sich deutlich in den Rickmeldun-
gen der Mitarbeiterbefragung 2023 zeigte.

4 Ausgeschopfte Effizienzsteigerungsmassnahmen

Dem Kantonsgericht und den Kreisgerichten bereiten die sehr hohe Geschéftslast sowie die Zu-
nahme der Pendenzen und der Verfahrensdauern seit einiger Zeit Sorge. Gerichtsintern wurden
bereits zahlreiche Massnahmen ergriffen, um die Ressourcen bestmdglich einzusetzen, die Ar-
beitslast noch effizienter zu bewaltigen und dadurch den Output weiter zu steigern. In diesem
Zusammenhang wurde im Jahr 2019 die sogenannte Springerorganisation eingefuhrt. Mit ihr
koénnen die personellen Ressourcen ausgleichend auf die Kreisgerichte verteilt und Belastungs-
spitzen bei den einzelnen Kreisgerichten gemindert werden. Auch beim Kantonsgericht wurden
zahlreiche Massnahmen ergriffen, um die verfiigbaren Ressourcen tber alle Kammern und Ein-
heiten hinweg mdglichst optimal einzusetzen (z.B. Straffung interner Ablaufe). Dabei wurden, so-
weit vertretbar, auch qualitative Einbussen in Kauf genommen (z.B. Verzicht auf Korrekturlesen
von Verhandlungs- und Einvernahmeprotokollen, vermehrte Entscheidfallung auf dem Zirkulati-
onsweg statt mit mindlicher Beratung).

Die Rechtspflegekommission setzte sich im letzten Jahr insbesondere mit dem Stand der Pen-
denzen der Gerichte auseinander. Sie hielt in ihrem Bericht fest, dass das Kantonsgericht die
Erledigungen auf einen neuen Hochstwert von 2'080 Fallen steigern konnte und dennoch die
Pendenzen weiter angewachsen sind. Betreffend die Kreisgerichte fiihrte die Rechtspflegekom-
mission aus, dass die sieben Kreisgerichte im Jahr 2023 ebenfalls mehr Félle erledigen konnten
als im Vorjahr, wéhrend gleichzeitig aufgrund der hohen Geschéftslast die Pendenzen angestie-
gen sind. Die Rechtspflegekommission empfahl dem Kantonsrat bei der Beratung von Stellen-
begehren zu bericksichtigen, dass die «Output-Steigerung» beim Kantonsgericht ausgeschopft
ist (vgl. Berichterstattung 2024 der Rechtspflegekommission, Abschnitt 4.2 und Abschnitt 6;
82.24.02).

5 Bedarf zuséatzlicher personeller Ressourcen

Das Kantonsgericht ist aufgrund der geschilderten Sachlage tberzeugt, dass zusétzliche per-
sonelle Ressourcen notwendig sind, damit im Interesse der Rechtsuchenden die Pendenzen ab-
gebaut und die Verfahrensdauern wieder auf ein rechtsstaatlich vertretbares Mass verkirzt wer-
den kénnen.

Antrage fur zusatzliche Personalressourcen wurden in der Vergangenheit sehr zurtickhaltend
gestellt. Eine rlckblickende Betrachtung zeigt, dass die bei der Einfihrung der Schweizerischen
Zivilprozessordnung und der Schweizerischen Strafprozessordnung erfolgte Einschétzung be-
zlglich des Mehraufwands zu optimistisch war. Ebenso zu optimistisch war die Einschatzung
der Mehrbelastung bei der Einfilhrung der Landesverweisung per 1. Oktober 2016. Damals
wurde fir die Kreisgerichte von jahrlich zusatzlich 120 Fallen ausgegangen. Tatsachlich wurde
dieser Wert bereits im ersten Jahr tGberschritten und in den letzten finf Jahren gingen mehr als
doppelt so viele Félle ein. Gestlitzt auf die Erfahrungen in der Praxis stellt das Kantonsgericht
rickblickend fest, dass der Personalausbau sowohl bei der Einfihrung der Schweizerischen
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Prozessordnungen wie auch bei der Umsetzung der Eidgenéssischen Volksinitiative «fir die Aus-
schaffung krimineller Auslander (Ausschaffungsinitiative)» in einem deutlich zu geringen Umfang
erfolgte. Der Mehraufwand aufgrund der Fallzahlen und der gestiegenen Komplexitét ist bedeu-
tend grosser als urspringlich angenommen.

An dieser Stelle kann darauf hingewiesen werden, dass die hohe Geschéftslast der Zivil- und
Strafgerichte schweizweit ein Thema ist und verschiedene Kantone sowie das Bundesgericht ihre
personellen Ressourcen bereits ausgebaut haben.

5.1 Ressourcenbedarf Kantonsgericht

Das Kantonsgericht wies in den Jahren 1990 bis 2003 elf vollamtliche Richterinnen und Richter
auf. In den Jahren 2004 und 2005 erfolgte sodann in zwei Schritten eine Reduktion von elf auf
neun hauptamtliche Mitglieder. Seit bald 19 Jahren hat das Kantonsgericht unveréndert diesen
reduzierten Bestand von neun hauptamtlichen Kantonsrichterinnen und Kantonsrichtern, trotz
der stetig gestiegenen Geschéftslast. Aufgrund der besorgniserregenden Zunahme der Penden-
zen und Verfahrensdauern bedarf es — auch mit Blick auf die nétige Spezialisierung — je eines
zusétzlichen Mitglieds im Straf- und im Familienrecht. Aus all diesen Grinden ist das Kantons-
gericht der Uberzeugung, dass im Interesse der Justiz und der Rechtsuchenden eine Riickkehr
zum ordentlichen Bestand von elf Mitgliedern erforderlich ist.

Auf der Ebene der Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber bzw. im Kanzleibereich be-
stehen aufgrund der vom Kantonsrat auf das Jahr 2023 bewilligten zusétzlichen Stellen zurzeit
genudgend Personalressourcen, weshalb in diesen Bereichen keine Antrage gestellt werden.

5.2 Ressourcenbedarf Kreisgerichte

Das Kantonsgericht hat zusammen mit den Kreisgerichten geprift, in welchem Umfang bei jedem
einzelnen Kreisgericht zusatzliche Personalressourcen notwendig sind, um die hohe Geschafts-
last bewaéltigen bzw. die Pendenzen und die Verfahrensdauern abbauen zu kénnen. Dabei wurde
unter Beriicksichtigung der konkreten Gegebenheiten gepriift, welche zusatzlichen Ressourcen
auf welcher Ebene (Richterfunktion, Gerichtsschreiberfunktion, Kanzleibereich) fir die Fallbear-
beitung notwendig sind. Die Anliegen der Kreisgerichte wurden aufgenommen und vom Kantons-
gericht im Detail geprtift. Die folgenden Antrage der Kreisgerichte werden vom Kantonsgericht
vollumfanglich unterstitzt.

a) Kreisgericht St.Gallen
Fir das Kreisgericht St.Gallen sind 200 zuséatzliche Richterstellenprozente, 120 zusatzliche Ge-
richtsschreiberstellenprozente und 130 zuséatzliche Kanzleistellenprozente ausgewiesen.

b) Kreisgericht Rorschach
Fur das Kreisgericht Rorschach sind 90 zusatzliche Gerichtsschreiberstellenprozente und 30 zu-
satzliche Kanzleistellenprozente ausgewiesen.

c) Kreisgericht Rheintal
Fir das Kreisgericht Rheintal sind 40 zusatzliche Richterstellenprozente, 100 zuséatzliche Ge-
richtsschreiberstellenprozente und 50 zusatzliche Kanzleistellenprozente ausgewiesen.

d) Kreisgericht Werdenberg-Sarganserland

Fur das Kreisgericht Werdenberg-Sarganserland sind 30 zusatzliche Richterstellenprozente, 100
zusatzliche Gerichtsschreiberstellenprozente und 50 zusétzliche Kanzleistellenprozente ausge-
wiesen.
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e) Kreisgericht See-Gaster
Fur das Kreisgericht See-Gaster sind 40 zuséatzliche Richterstellenprozente, 40 zusatzliche Ge-
richtsschreiberstellenprozente und 30 zusatzliche Kanzleistellenprozente ausgewiesen.

f) Kreisgericht Toggenburg (einschliesslich kantonales Zwangsmassnahmengericht)
Fir das Kreisgericht Toggenburg sind 75 zuséatzliche Richterstellenprozente, 100 zusétzliche Ge-
richtsschreiberstellenprozente und 50 zusatzliche Kanzleistellenprozente ausgewiesen.

g) Kreisgericht Wil
Fir das Kreisgericht Wil sind 50 zusatzliche Richterstellenprozente, 100 zusatzliche Gerichts-
schreiberstellenprozente und 40 zusétzliche Kanzleistellenprozente ausgewiesen.

6 Finanzielle Auswirkungen
6.1 Kantonsgericht

Die Besoldung der hauptamtlichen Kantonsrichterinnen und Kantonsrichter bestimmt sich nach
Art. 3 Abs. 2 der Besoldungsverordnung fir Magistratspersonen (sGS 143.210). Der zuséatzliche
Personalaufwand fir das Kantonsgericht ergibt sich aus den Besoldungskosten fiir zwei haupt-
amtliche Mitglieder. Bei einem gutheissenden Budgetbeschluss des Kantonsrates in der Winter-
session 2024 kénnten die erforderlichen Schritte fir die Zuwahlen in das Kantonsgericht durch
den Kantonsrat im Kalenderjahr 2025 anhand genommen werden. Aufgrund des ublichen Zeit-
bedarfs fir solche Wahlverfahren ist davon auszugehen, dass die neuen Mitglieder ihr Amt fru-
hestens in der zweiten Halfte des Jahrs 2025 antreten konnten, weshalb fur das Budget 2025
der halbe Betrag der jahrlichen Lohnkosten fur zwei hauptamtliche Mitglieder eingestellt wird.
Im AFP 2026—-2028 wird der volle Jahresbetrag eingestellt.

Stellen- Stellenprozente Budget 2025 AFP 2026-2028

bezeichnung Personalaufwand Personalaufwand

(brutto) in Franken (brutto) in Franken

Kantonsgericht  Hauptamtliche/r 200 310'000 620'000

Kantonsrichter/in

6.2 Kreisgerichte

Die Besoldung der festangestellten Kreisrichterinnen und Kreisrichter bestimmt sich nach dem
sogenannten Richterlohnmodell, das in den Art. 78b ff. der Personalverordnung (sGS 143.11)

geregelt ist. Fur die Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber sowie flr die Mitarbeitenden
der Kanzleien bestimmen sich die Besoldungen nach den entsprechenden Referenzfunktionen
des Lohnsystems.

Mit Blick auf den Finanzplanungsprozess sind auch hier bei den Richterfunktionen die zeitlichen
Verhaltnisse fur allfallige Wahlverfahren zu beriicksichtigen. Fur einen Teil der beantragten Rich-
terstellenprozente werden in den Gerichtskreisen Wahlen erforderlich sein, der andere Teil kann
voraussichtlich von bestehenden Kreisrichterinnen und Kreisrichtern durch Aufstocken ihrer Stel-
lenpensen Ubernommen werden. Aufgrund des Zeitbedarfs fir die Wahlverfahren wird fir das
Budget 2025 davon ausgegangen, dass schatzungsweise die Halfte der zusatzlich beantragten
Richterstellenprozente erst in der zweiten Halfte des Jahrs 2025 besetzt werden kann, weshalb
fir das Budget 2025 auf Richterebene ein reduzierter Betrag der jahrlichen Besoldungskosten
und erst fir den AFP 2026—2028 der ganze Jahresbetrag eingestellt wird. Bei den Ubrigen Funk-
tionen (Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber sowie Kanzleibereich) werden die Jahres-
betrage bereits ab dem Budget 2025 beantragt.
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Stellen- Stellenprozente Budget 2025 AFP 2026-2028

bezeichnung Personalaufwand Personalaufwand
(brutto) in Franken (brutto) in Franken
Kreisgerichte Kreis- 435 730'000 970'000
richter/innen
Gerichts- 650 955'000 955'000
schreiber/innen
Kanzlei- 380 400'000 400'000

mitarbeitende

6.3 Finanzplanungsprozess (Budget, Aufgaben- und Finanzplan)
Das Kantonsgericht wird dem Kantonsrat im ordentlichen Finanzplanungsprozess zum Budget
2025 und zum Aufgaben- und Finanzplan (AFP) 2026—2028 die oben erlauterten Stellenbegeh-
ren und die sich daraus ergebenden zusatzlichen Personalkosten unterbreiten.

7 Anpassung des Kantonsratsbeschlusses Uber die Zahl der
Richter
7.1 Zahl der Richterinnen und Richter

Der Kantonsrat bestimmt durch Kantonsratsbeschluss die Zahl der Mitglieder des Kantonsgerich-
tes und legt fiir jedes Kreisgericht eine Mindestzahl und eine Hochstzahl von Richterinnen und
Richtern fest (vgl. Art. 97 Abs. 1 Bst. c und Abs. 2 GerG). Die Regelungen finden sich im Kan-
tonsratsbeschluss Uber die Zahl der Richter (sGS 941.10).

Fur das Kantonsgericht wird eine Rickkehr zum friiheren ordentlichen Bestand an hauptamtli-
chen Mitgliedern beantragt. Da die Anzahl der Mitglieder des Kantonsgerichtes im Kantonsrats-
beschluss tber die Zahl der Richter festgehalten ist, ist diese Rechtsgrundlage anzupassen
(Erhdéhung der Zahl der hauptamtlichen Mitglieder des Kantonsgerichtes von neun auf elf [Art. 3
Bst. a des Kantonsratsbeschlusses]).

Fur die Kreisgerichte hat der Kantonsrat in Art. 1 des Kantonsratsbeschlusses tber die Zahl der
Richter je Kreisgericht eine Mindestzahl und eine Hochstzahl an Richterinnen und Richtern fest-
gelegt. Damit hat der Kantonsrat eine Bandbreite definiert. Die oben aufgefihrten Antrage samtli-
cher Kreisgerichte fur zusatzliche Richterstellenpensen kdnnen in der vorgegebenen Bandbreite
umgesetzt werden. Dies gilt auch fur jene Kreisgerichte, bei denen die Wahl einer zusatzlichen
Kreisrichterin bzw. eines zusétzlichen Kreisrichters erforderlich wird. Da die vom Kantonsrat be-
schlossene Bandbreite eingehalten werden kann, ist keine Anpassung von Art. 1 des Kantons-
ratsbeschlusses Uber die Zahl der Richter erforderlich.

7.2 Sprachliche Gleichbehandlung der Geschlechter

Der Kantonsrat hat in der Septembersession 2022 den Bericht der Redaktionskommission
«Sprachliche Gleichbehandlung der Geschlechter in Erlassen» (82.22.06) zur Kenntnis genom-
men. Demnach soll die Umsetzung der sprachlichen Gleichbehandlung kiinftig nicht nur in allen
Entwiirfen neuer bzw. totalrevidierter Erlasse, sondern grundsatzlich auch in allen Anderungen
bisheriger Erlasse erfolgen. Sollte von der Umsetzung der sprachlichen Gleichbehandlung aus
gewichtigen Griinden (z.B. Inkongruenzen mit Gbergeordnetem Recht) Abstand genommen wer-
den, ist dazu in die Botschaft des Prasidiums bzw. der Regierung eine entsprechende Begriin-
dung aufzunehmen. Im Rahmen des vorliegenden XI. Nachtrags zum Kantonsratsbeschluss tber
die Zahl der Richter wird der Erlass geschlechtergerecht formuliert.
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8 Antrag
Wir beantragen lhnen, Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren, auf den XI. Nachtrag
zum Kantonsratsbeschluss Uber die Zahl der Richter einzutreten.

Im Namen der Regierung

Susanne Hartmann
Prasidentin

Dr. Benedikt van Spyk
Staatssekretar
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Kantonsrat St.Gallen 23.24.01

XI. Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss Uber die Zahl der Richter

Entwurf der Regierung vom 13. August 2024

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen
hat von der Botschaft der Regierung vom 13. August 2024! Kenntnis genommen und

erlasst:

Der Erlass «Kantonsratsbeschluss iiber die Zahl der Richter vom 27. November 1990»2 wird wie
folgt geandert:

Erlasstitel. Kantonsratsbeschluss tber die Zahl der Richterinnen und Richter

Art. 1 Kreisgerichte
! Die Zahl der Richterinnen und Richter betragt:

Gerichtskreis Mindestzahl Hochstzahl
St.Gallen 28 36
Rorschach 12 16
Rheintal 16 20
Werdenberg-Sarganserland 16 20
See-Gaster 16 20
Toggenburg 12 16
Wil 18 22

Art. 3 Kantonsgericht®

! Dem Kantonsgericht gehoren an:

a) neudnelf hauptamtliche Richterinnen und Richter;
b) funf bis acht nebenamtliche Richterinnen und Richter.

1 ABI2024-ee.
2 SGS 941.10.

3 E 4SS\ .
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Art. 4 Handelsgericht

1 Dem Handelsgericht gehtren ausser der Prasidentin oder dem Prasidenten sowie den Vize-
prasidentinnen und den Vizeprasidenten 25 Handelsrichterinnen und Handelsrichter an.*

Art. 5 Verwaltungsgericht

! Dem Verwaltungsgericht gehoren an:®
a) zwei hauptamtliche Richterinnen und Richter;

b) sechs nebenamtliche Richterinnen und Richter.

[keine Anderung anderer Erlasse]

[keine Aufhebung anderer Erlasse]

V.

Dieser Nachtrag wird ab 1. Januar 2025 angewendet.

Art. 13 und 97 Bst. d GerG, sGS 941.1.
5 Art. 18 und 97 Bst. e GerG, sGS 941.1.

15/15



	Zusammenfassung
	1 Ausgangslage
	1.1 Hohe Geschäftslast der Zivil- und Strafgerichte
	1.2 Ressourcenbedarf

	2 Ursachen der Mehrbelastung der Zivil- und Strafgerichte
	2.1 Allgemeine Vorbemerkung
	2.2 Mehrbelastung im Strafrecht
	2.3 Mehrbelastung im Zivilrecht, insbesondere im Familienrecht

	3 Auswirkungen der zu hohen Geschäftslast
	3.1 Zunahme der Pendenzen
	3.1.1 Strafkammer des Kantonsgerichtes
	3.1.2 Familienrechtskammer des Kantonsgerichtes
	3.1.3 Kreisgerichte

	3.2 Zunahme der Verfahrensdauer
	3.2.1 Strafkammer des Kantonsgerichtes
	3.2.2 Familienrechtskammer des Kantonsgerichtes
	3.2.3 Kreisgerichte

	3.3 Negative Folgen für den Rechtsfrieden und die Rechtsuchenden

	4 Ausgeschöpfte Effizienzsteigerungsmassnahmen
	5 Bedarf zusätzlicher personeller Ressourcen
	5.1 Ressourcenbedarf Kantonsgericht
	5.2 Ressourcenbedarf Kreisgerichte

	6 Finanzielle Auswirkungen
	6.1 Kantonsgericht
	6.2 Kreisgerichte
	6.3 Finanzplanungsprozess (Budget, Aufgaben- und Finanzplan)

	7 Anpassung des Kantonsratsbeschlusses über die Zahl der Richter
	7.1 Zahl der Richterinnen und Richter
	7.2 Sprachliche Gleichbehandlung der Geschlechter

	8 Antrag
	XI. Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss über die Zahl der Richter

